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Kleine Anfrage 8583 
 
des Abgeordneten Alexander Steffen   FDP 
 
 
Sind öffentliche Äußerungen in sozialen Medien bei Einbürgerungsverfahren 
ausreichend berücksichtigt? 
 
 
Für die Einbürgerung in den deutschen Staatsverband ist unter anderem erforderlich, dass 
sich die antragstellende Person zur freiheitlich demokratischen Grundordnung bekennt. 
Dieses Bekenntnis soll sicherstellen, dass die Einbürgerung auf einer tragfähigen Identifikation 
mit den grundlegenden Werten des Grundgesetzes beruht. 
 
In der öffentlichen Diskussion sind jedoch wiederholt Fälle bekannt geworden, in denen 
eingebürgerte Personen bereits vor oder unmittelbar nach ihrer Einbürgerung durch öffentlich 
einsehbare Äußerungen Sympathien für extremistische oder terroristische Organisationen 
bekundet oder die freiheitlich demokratische Grundordnung in Frage gestellt haben. Solche 
Fälle werfen die Frage auf, ob das im Einbürgerungsverfahren abgegebene Bekenntnis stets 
ausreichend überprüft werden kann. 
 
Eine spätere Rücknahme einer rechtswidrigen Einbürgerung wegen arglistiger Täuschung ist 
rechtlich nur unter engen Voraussetzungen möglich und kommt insbesondere dann nicht in 
Betracht, wenn hierdurch Staatenlosigkeit eintreten würde. Umso wichtiger erscheint eine 
sorgfältige Prüfung bereits im Einbürgerungsverfahren. 
 
Öffentlich zugängliche Beiträge in sozialen Medien können – sofern sie unter Klarnamen oder 
einer eindeutig zuordenbaren Identität veröffentlicht werden – Hinweise darauf geben, ob 
tatsächliche Anhaltspunkte für eine verfassungsfeindliche oder extremistische Einstellung 
bestehen. Dies gilt insbesondere dann, wenn dort offen Sympathien für als terroristisch 
eingestufte Organisationen wie die Hamas oder den sogenannten Islamischen Staat bekundet 
oder deren Straftaten verherrlicht werden. 
 
 
Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung: 
 
1. Dürfen Beschäftigte der kommunalen Ausländerbehörden nach geltendem Bundes- und 

Landesrecht öffentlich zugängliche Inhalte in sozialen Medien bei Entscheidungen über 
die Erteilung der deutschen Staatsangehörigkeit sowie über Aufenthaltstitel, Duldungen 
oder aufenthaltsbeendende Maßnahmen berücksichtigen? 

 
2. Ist es nach geltendem Bundes- und Landesrecht zulässig, Antragsteller im 

Einbürgerungsverfahren nach ihren Nutzerkonten oder Benutzernamen in sozialen 
Medien zu fragen? 
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3. Ist eine entsprechende Abfrage auch im Rahmen von Verfahren zur Erteilung oder 
Verlängerung eines Aufenthaltstitels (beispielsweise einer Aufenthaltserlaubnis, 
Niederlassungserlaubnis, Blauen Karte EU, Duldung oder Fiktionsbescheinigung) 
rechtlich zulässig? 

 
4. Welche bundes- oder landesrechtlichen Änderungen wären für eine verpflichtende 

flächendeckende Abfrage von Social-Media-Usernamen bei Anträgen auf 
Staatsbürgerschaft oder Aufenthaltstitel erforderlich? 

 
5. Hält die Landesregierung eine entsprechende Erweiterung der rechtlichen Möglichkeiten 

für sinnvoll, um die Prüfung der verfassungsrechtlichen Loyalität im 
Einbürgerungsverfahren sowie bei aufenthaltsrechtlichen Entscheidungen zu 
verbessern? 

 
 
 
Alexander Steffen 
 
 


